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 Mainz, 24.01.2014 

 

 

Anfrage 1895/2013 zur Sitzung  am   

Wohnungsmarktbeobachtung in Mainz und Rheinland Pfalz (FDP) 
 

 Im Bericht der Investitions- und Strukturbank Rheinland Pfalz „Wohnungsmarktbeobach-

tung Rheinland-Pfalz 2013“ vom September 2013 sind der Mainzer FDP-Stadtratsfraktion 

Unstimmigkeiten und fehlende Zahlen auffällig geworden. (Beispiel: Im Anhang 4 Seite 35 

Fehlen die Angaben bei „geförderte Wohneinheiten“  bezüglich Städtebauförderung , 

hochenergieeffiziente Gebäude und Konjunkturprogramm.) 

Um den Bericht richtig interpretieren zu können und die Unstimmigkeiten auszuräumen 

sind diese Angaben notwendig. Eine korrekte Einschätzung der künftigen Wohnsituation in 

Mainz ist für das Fällen politischer Entscheidungen relevant. Dies gilt umso mehr vor dem 

Hintergrund, der in Mainz nach wie vor angespannten Wohnraumsituation. Die nachfol-

genden Fragen beziehen sich alle auf die Anhänge 1 bis 7 (Seite 32 bis 38) der beiliegen-

den Broschüre. 

Diese Angaben werden benötigt um die zukünftige Wohnsituation in Mainz einzuschätzen.   

 

 

Wir fragen an: 

 
1. Ist der Verwaltung bekannt, weshalb mehr erteilte Baugenehmigungen in kleineren 

kommunalen Gebietskörperschaften als in der Landeshauptstadt Mainz ausgewie-

sen werden? 

2. Hat die Verwaltung Kenntnis über die Gründe, weshalb die bewilligten Maßnahmen 

in den Förderprogrammen des Landes gesunken sind?  

3. Ist der Verwaltung bekannt, wie viele geförderte Wohneinheiten und dafür bewillig-

tes Kreditvolumen es in Mainz in den Jahren 2010 bis 2012 gab? 

4. Weiß die Verwaltung, warum die Angaben bei geförderten Wohneinheiten bezüglich 

der Städtebauförderung, der hochenergieeffizienten Gebäude und der Konjunktur-

programme nicht vorhanden bzw. null sind? 
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5. Wie lauten die Daten für Mainz bei „Bewilligung im Programm: Wohnen in Orts- und 

Stadtkern 2007 bis 2012“ ? 

6. Ist der Verwaltung bekannt, weshalb laut vorgenanntem Bericht in Mainz im Ver-

gleich zu anderen Städten in Rheinland Pfalz weniger Empfänger von Wohngeld 

ansässig sind? 

 

 

 

Herr Walter Koppius 

FDP-Fraktionsvorsitzender 
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